Dietrich Keil, Ratsherr „Essen steht AUF“, 29.11. 2010

Bericht Ratssitzung 24.11.2010

Immer mehr bestimmen Abmachungen der Fraktionen im Vorfeld (oft über gemeinsame Anträge) das Bild, nicht nur des Viererbündnisses CDU/Grüne/FDP/EBB, die zusammen eine Mehrheit gegen den OB/die SPD haben, sondern auch von Teilen davon, oder von Linken und SPD. Damit sind die Abstimmungen im Rat selbst oft schon vorbestimmt. Zum Missfallen der Linken wichen die Grünen im Interesse des Erhalts des „Viererbündnisses“ von Zusagen ab. Dabei spielen die Linken kein anderes Spiel und waren noch während der Sitzung bestrebt, Absprachen zum Stimmverhalten hinzukriegen, damit ihre Anträge „durchkommen“. 
Zu Beginn unter „Mitteilungen der Verwaltung“ (wo sonst nie was gesagt wird) hieß es, dass die Berechnungen und kritischen Feststellungen des Rechnungsprüfungsamtes zum Bau des neuen Museums (insbes. Tiefgarage) korrekt waren und nicht falsch, wie Frau Raskob v. a. auf Kritiken von Essen steht AUF hin auf der letzten Ratssitzung behauptet hatte. Peinlich.
EWG – Essener Wirtschaftsförderungsgesellschaft: Anhand einer Vorlage, erarbeitet nicht von der EWG, sondern Price-Waterhouse-Coopers, einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, sollte die Neuausrichtung der EWG beraten werden. Daran hatten SPD und „Viererbündnis“ Kritiken und stellten Anträge. Wir stellten die Frage, wer die teure (40000 €) Beauftragung von PWC zu verantworten habe (ohne Antwort), die völlig ideenlos nur eine enge Sicht der „Konzentration aufs Kerngeschäft“ vorschlägt, während das Nebeneinander vieler Köche hier den Brei verdirbt. Als einzige schlugen wir vor, ein Zusammengehen von EWG und EMG (Essener Marketing Gesellschaft) zu prüfen, und forderten, die ganz auf die Schnelle anberaumte Wahl eines neuen Chefs der EWG auszusetzen, bis deren neue Aufgabenstellung klar ist. Und kritisierten das undemokratische Verfahren, dass die Kandidatenvorstellung am Vortag nur auf Fraktionsebene stattfand, sodass Essen steht AUF darüber nicht abstimmen könnte. Der Forderung wurde nicht stattgegeben. Am Ende wurden alle Unterlagen zur weiteren Bearbeitung beschlossen und ein neuer EWG-Chef gewählt, gegen unsere Stimme bzw. Enthaltung

Unterbringung von Flüchtlingen: Ist derzeit ein aufgebauschtes Thema, weil mit Grenzöffnungen aus dem Balken mehr Flüchtlinge kommen, vor allem Roma oder deren Kinder, die schon mal in Essen waren. Das sind aber immer noch nur etwa zehn Prozent der Zahlen vor zwanzig Jahren. Und so gut wie allen steht die Abschiebung bevor. Dazu hatten die Linken einen Antrag mit bestimmten Verbesserungen gestellt, dem man zustimmen konnte, und der angenommen wurde.
Grundsteuer- und Gewerbesteuersatzung für 2011: Die Hebesätze dafür waren mit dem Haushalt im Juni auf Antrag des „Viererbündnisses“ so beschlossen, dass die Gewerbesteuererhöhung des Kämmerers gesenkt, seine Grundsteuererhöhung aber deutlich weiter erhöht worden war, dh Entlastung der Unternehmen und mehr Belastung der Bürger(Mieter). Das sollte jetzt für 2011 festgeschrieben werden. Ein Antrag von Linken/SPD wollte die alten Ansätze des Kämmerers wieder hergestellt wissen, mit der Begründung, dass die Wirtschaft jetzt ja gut läuft und die Summe der Einnahmeerhöhung etwa gleich bliebe, die Bürger aber entlastet würden. Das wurde mit den Stimmen des „Viererbündnisses“ abgelehnt. Ebenso ein SPD-Appell zur Stärkung der Gewerbesteuer entspr. den Vorschlägen des Deutschen Städtetages. Das ist schon verwunderlich, weil dem landauf landab eigentlich CDU- und Grünenpolitiker zustimmen. 
Gebührensatzungen der Stadt: Angeblich werden die „kostendeckend“ berechnet, sodass alle den Erhöhungen zustimmten: Bei Straßenreinigung/Winterdienst und Entwässerungsabgaben haben wir (wohl als einzige) dagegen gestimmt, bei der Müllabfuhr konnte man zustimmen, da sie zumindest für nächstes Jahr leicht gesenkt wird wegen zu hoher Berechnung in Vorjahren.
Atomtransporte: Die Linke hatte einen Antrag gestellt, der das Land auffordert, ein Moratorium von Atomtransporten in NRW zu beschließen (z.B. von Jülich nach Ahaus, oder von Ahaus nach Russland), und die Stadt auffordert, Katastrophenschutzvorkehrungen zu aktualisieren. Die Grünen wollten das eigentlich mittragen, schwenkten aber in letzter Minute um, was die Linke sehr sauer machte. Wurde dadurch abgelehnt.
Bebauungsplan Sportanlage in Burgaltendorf: Dazu hatten wir Untersuchungen angestellt, und Kontakt zu einem kritischen Anwohner über die Oase-Initiative. Das war eine gute Grundlage für eine Stellungnahme gegen die Planung, die bessere Alternativen einseitig ausschließt. Die Linke unterstützte das ohne neue Argumente. Die Linken enthielten sich, alle anderen stimmten dem Plan zu. 

Es wurde noch eine Planung der EVAG-Südstrecke bestätigt, in der relativ schlau mit dem Unding der zwei Schienen-Systeme in Essen für halbwegs barrierefreien Verkehr umgegangen wird. Der Kapitaleinlage an die GVE (städt. Grundstücksverwaltung) für den Stadionbau RWE stimmten wir natürlich nicht zu, die Linke auch nicht, aber alle anderen. Beim Lärmaktionsplan der Stadt, wo es um relativ „kleine“ Maßnahmen zur Bekämpfung des Verkehrslärms geht, stimmten die Grünen erneut gegen eine Linken-Antrag, der kleine Nachbesserungen vorschlägt, wodurch der abgelehnt wurde.
Eintrittspreise Grugapark: Die Verwaltung will Erhöhungen bei allen Karten, mit etwa 250 000 Mehreinnahmen. Die Linke beantragte, bei den ermäßigten (Sozial-)Preisen nicht zu erhöhen, dafür bei Dauerkarten, mit dem Argument, damit würden etwa die gleichen Mehreinnahmen erzielt. Wir haben beides abgelehnt und argumentiert, dass zur Gruga als einem Markenzeichen Essens eine erschwinglicher Eintritt gehört, und seine Subventionierung besser angelegt ist als viele der Millionen, die anderswo ausgegeben werden. Die Preiserhöhungen wurden dann ohne die Veränderungen der Linken beschlossen. Den anschließenden „Wirtschaftsplan Grün und Gruga für 2011“ haben wir deswegen, und weil er nach wie vor mit auf 1-€-Jobber setzt, ohne Diskussionsbeitrag abgelehnt, die Linke auch.
Reduzierung des Aufwands in der Kinder- und Jugendarbeit: Der Jugendhilfeausschuss hatte auf Antrag des AKJ (Arbeitskreis Jugend) festgestellt, dass die Reduzierung des sog, Jugendaufwandswerts auf 110 €, so beschlossen mit dem Haushalt im Juni, bereits erreicht sei, die Sparansätze von Dezernent Renzel also falsch seien. Renzel wollte nun den Rat Kenntnis nehmen lassen, dass er das ablehnt und den Betrag von 160 000 weiter „einsparen“ will. SPD, Linke und wir lehnten das ab nach einer teils hitzigen Debatte. Es wird zu einer rechtlichen Prüfung kommen.
Schoko-Ticket (für Schüler): Soll, wie jährlich üblich, leicht erhöht werden, weil die VRR-Preise „ja auch steigen“. Wir haben dagegen gestimmt, wohl als einzige. Ein unterstützenswerter Antrag der Linken zu prüfen, das Ticket wieder für Kolleg-Schüler zu ermöglichen, wurde in den Schulausschuss verwiesen.

Haus der Geschichte/Ehrenamt: Die FDP beantragte, das neue Haus zwar mehr zu öffnen, aber mit Ehrenamtlichen statt angestelltem Personal. Das gab eine ausgesprochen lange und teils unsachliche Diskussion, wenn z.B. Kritikern entgegengehalten wurde, sie seien gegen das neue Haus oder gegen das „Ehrenamt“ an sich, wo es um den Einsatz von Ehrenamtlichen auf Kosten entspr. Stellen geht. Am Ende gegen SPD, Linke und uns angenommen.
Beteiligung Stadtwerke Essen (SWE) mit 15 Prozent am Erwerb von 51 Prozent der STEAG: Dieses „Geschäft“ muss bis Jahresende schon abgeschlossen sein. Es bedeutet den Einstieg der SWE als Teil (15 Prozent) eines Konsortiums von Ruhrgebietsstadtwerken in die Stromerzeugung, angeblich zur Stützung der Wettbewerbsfähigkeit, verbunden mit erheblichen Risiken. Es gab dazu drei Anträge, als Erwartungen an die zukünftige Geschäftspolitik, ökologische Gesichtpunkte u.a., die allenfalls gut gemeint, aber folgenlos sind. Darüber gab es das übliche Geschacher, schließlich stimmten die Grünen anders als vorher zugesagt doch für den Antrag der CDU/EBB (somit angenommen) statt den der LINKE/SPD. 
Wir haben ausgehend von der Frage, ob das überhaupt zu den Aufgaben einer Stadt gehört, an diesen Anträgen die Sorgen herausgestellt, die sich anscheinend alle machen wegen der Finanzierung in der prekären Finanzlage der Stadt, des ökonomischen Risikos und der unsicheren ökologischen Perspektiven usf. Das ganze ist ja keine eigene Strategie der Stadtwerke, sondern folgt der Strategie von evonik. Alle anderen bewerteten dennoch die Chancen höher als die Bedenken. Wir nicht, auch wegen der nicht beachteten Einflüsse der AKW-Laufzeitverlänge​rung auf den Strommarkt und damit auch auf dieses Geschäft. U.a. damit haben wir eine Enthaltung begründet. Direkte Ablehnung deswegen nicht, weil eine gemeinsame Weiterentwicklung der Stromversorgung auch "gegen" die vier Energiemonopole zur kommunalen Daseinsvorsorge gezählt werden kann, im Konkreten aber zu riskant ist. Und zu kurzfristig. 
Der deal wurde dennoch von allen außer Essen steht AUF beschlossen, wobei sich auch die FDP enthielt aus dem bekannten Grund „privat vor Staat“. Dieses Motto ist auch der Tenor verschiedener ablehnender Artikel und Kommentare in der Presse seitdem. 
Inzwischen soll der Kauf daran geknüpft werden, dass die Stadtwerke auch die restlichen 49 Prozent erwerben müssen über kurz oder lang (bisher nur als Option genannt). Damit verdoppelt sich letztlich der Gesamtkaufpreis auf rund 1,2 Milliarden, für die SWE auf etwa 200 Millionen. 
Diese folgenreiche und ggf. für den Steuerzahler teure Entscheidung wurde erst nach 22 Uhr, nach sieben Stunden Sitzung natürlich nur noch knapp, debattiert.
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